Erſcheint wöchentlich 4 Mal: 
Mittwoch und Sonnabend Mittag. 


Dienſtag und Freitag früh, 

Pränumerations - 

Preis für Einheimiſche 18 Sgr., mit Botenlohn 19 Sgr.; Aus · 
wärtige zahlen bei den Königl. Poſt-Anſtalien 21 Sgr. 3 Pf. 


Thorner Worhrublatt. 


Freitag, den 9. Februar. 


Inſertionen werden bis Montag und Dounerſtag Abends 

5 Uhr, Mittwoch und Sonnabend bis Vormittags 40 

Uhr in der Expedition angenommen, und koſtet die einſpaltige 
Corpus Zeile oder deren Raum 1 Sgr. ( Pf. 


1866 


Politiſche Nundſchau. 

Schlesw asyol:- ein. Das neueſte Verordnungs⸗ 
blatt für das Herzogthum Schleswig bringt eine Be⸗ 
kanntmachung des Civilkommiſſars Hrn. v. Zedlitz, 
welche nicht geringe Aufregung im Lande hervorbrin⸗ 
gen dürfte. Nach altem Landesgeſetz bedurften alle 
nicht freien Gewerbe, wie Apotheken, Buchdruckereien, 
Zeitungsexpeditionen, Gaſtwirthſchaften, ꝛe., bei jedem 
eintretenden Thronwechſel der Confirmation der betref⸗ 
fenden Conceſſionen. Rach dem Tode des Königs 
Friedrich VII. von Dänemark wurden einige dieſer 

onceſſionen von feinem Nachfolger und ſpäter von 
der oberſten Civilbehörde reſp. der Schleswig⸗Holſtei⸗ 
niſchen Regierung beſtätigt. Nunmehr hat — wie 
es in der erwähnten Bekanntmachung heißt — 
„Se. Majeſtät der König (von Preußen) allergnädigſt 
zu verfügen geruht, daß die von den früheren Landes⸗ 
herren des Herzogthums Schleswig ertheilten, der Be⸗ 
— bedürfenden Conceſſionen ꝛc. Allerhöchſtdem⸗ 
gelben unterbreitet werden ſollen.“ Es wird demnach 
Jeder, der im Beſitze einer derartigen Coneeſſion, 
Gerechtſame ꝛc. iſt, aufgefordert — „ohne Rückſicht 
darauf ob er bereits um die Beſtätigung derſelben 
nachgefucht hat oder nicht, und ob ihm auf ſein Ge⸗ 
ſuch ein Beſcheid ertheilt iſt oder nicht“ — ſich mit 
einem erneuerten Geſuche an die Schleswigſche 
Regierung zu wenden, und zwar muß dies vor dem 
1. Mai d. J. geſchehen, widrigenfalls Niemand auf 
weitere Berückſichtigung ſeines Geſuchs rechnen dürfe. 
Wegen der Confirmation derjenigen Conceſſionen und 

ewilligungen, welche früher im Namen des Landes⸗ 
herrn und unter Beidrückung des landesherrlichen 


Verte angefertigt worden ſind, bleibt eine weitere 
er 


erfügung vorbehalten. — Zur Affaire May ſchreibt 


man der „Schlesw.⸗Holſt. Ztg.“ aus Kiel: „Ein von 


Seiten des Berliner Kammergerichts an unſeren 
Statthalter geſtelltes Anſuchen, den früheren Redacteur 
der „Schleswig = Holſteiniſchen Zeitung“, Herrn M. 
May, verhaften und nach Berlin ausliefern zu laſſen, 
iſt, da der Statthalter nicht die Behörde aſt, an welche 
jene Requiſition u richten war, an die Abſender re⸗ 
mittirt worden. Laut Art IV. des betreffenden Geſetzes 


Die freie Advokatur. 


Herr Rechtsanwalt Lewald in Berlin machte vor 
einiger Zeit in der preuß. Anwaltszeitung den Vor⸗ 
ſchlag, daß zur Anbahnung der freien Advokatur der 
Gerichtsſprengel unſexer Anwälte auf die Grenzen des 
vorgeſetzten Appellationsgerichts erweitert werde, übri⸗ 
gens aber an dem jedem Anmalte bei ſeiner Ernen⸗ 
nung zugewieſenen Domizilort feſtgehalten werden möge. 
Die neueſte deutſche Gerichtszeitung bringt einen Auf⸗ 

des Hrn. Kreisrichters Leſſe in Thorn, worin 
ausgeführt wird, daß dieſer Vorſchlag von keiner prak⸗ 
tiſchen Bedeutung ſei, ja ſogar für ſchädlich im Hin⸗ 
blick auf das zu erſtrebende Ziel der gänzlichen Frei⸗ 
gebung der Advokatur erachtet werden müſſe. Die 
Freigebung der Advokatur ſei mehr als eine einzelne 
im Intereſſe der Rechtspflege zweckmäßige Maßregel, 
ſie ſei der Ausfluß einer veränderten Auffaſſung vom 
Staatsleben überhaupt, die nothwendige Conſequenz 
einer freieren Entwickelung unſerer geſammten wirth⸗ 
schaftlichen und politiſchen Berhältniſſe. Eine Reform, 
welche dieſen Geſichtspunkt verlaße, und dabei nicht 
ekumal eine bedeutende practiſche Beſſerung des bishe⸗ 
rigen Zustandes involvire, was näher ausgeführt wird, 
ſei nicht zu befürworten. Die Einführung einer neuen 
Prozeßordnung in Preußen werde ein Wendepunkt 
auch bezüglich der Verhältniſſe des Anwaltſtandes fein. 
Es Me ein wirklich 1 
Prozeßverfahren an den Anwalt ſtelle, ſeien fehr Der 
n 


Anforderungen werde aber genügt 


hätte die Requiſition ergehen müſſen an das Stadtge⸗ 
richt zu Altona.” (Nach einem Telegramm der „Bresl. 
Ztg.“ hatte letzteres bereits die Auslieferung Mays, 
die von dem Perleberger Gerichte verlangt worden ſei, 
abgelehnt, dagegen, wie ja auch anderweitig ſchon be⸗ 
richtet, ſeine Vernehmung in der diesmal auf Schmä⸗ 
hung des Gr. Bismarck lautenden Anklage beſchloſſen. 
Die Behörden Holſtein's — ſagt die Depeſche — wer⸗ 
den das Urtheil fällen.) 

Deutſchland. Berlin, den 8. Feruax. Der 
Elb 125 wird von hier geſchrieben: „Der Beſchluß 
des Obertribunals nimmt die öffentliche Aufmerk⸗ 
ruth in einem noch immer ſteigenden Maße in An⸗ 
pruch. Jetzt ſtrömen nicht blos aus den preußiſchen 
Provinzen, ſondern aus allen Ecken Europas Fragen 
er, die Auskunft über die Umſtände, unter denen der 

eſchluß der vereinigten Abtheilungen des Strafſenats 
zu Stande gekommen ſei, begehren. Namentlich will 
man Nachricht über das Inſtitut der Hilfsarbeiter 
haben, welche in manchen Fällen als Reſerve eingezo⸗ 
gen zu werden ſcheinen. Das Geſetz, betreffend die Er⸗ 
haltung der Einheit der Rechtsgrundſätze in den rich⸗ 
terlichen Entſcheidungen des Obertribunals vom 7. 
Mai 1856, iſt hierbei maßgebend. Die Bemerkung ei⸗ 
niger Zeitungen, daß die rheiniſche Abtheilung bei An⸗ 
weſenheit von ſieben Mitgliedern beſchlußfähig ſei, iſt 
inſofern ungenau, als jede Abtheilung des Senats 
für Strafſachen gültige Beſchlüſſe faſſen kann, wenn 
wenigſtens ſieben Mitglieder daran Theil nehmen. 
Die Zahl der Mitglieder muß immer eine ungerade 
ſein. Hiernach könnte es an als ob zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit der vereinigten Abtheilungen des Senats we⸗ 
nigſtens vierzehn Richter gehörten. Das iſt aber falſch. 
Das erwähnte Geſetz beſtimmt in S 4, daß es dazu 
genüge, „wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden we⸗ 
nigſtens elf Mitglieder Theil nehmen.“ Nun 
waren aber 15 nicht blos wirkliche Mitglieder 
des Obertribunals, ſondern auch ſtändige Mit⸗ 
glieder des Kriminalſenats anweſend: ſieben aus 
der altländiſchen Abtheilung und acht aus der rhei⸗ 
niſchen Abtheilung. Von dieſen fünfzehn haben acht 
für die Aufrechterhaltung der bisherigen Auslegung 
und ſieben dagegegen geſtimmt. Wodurch ſich nun die 


werden, wenn man ſich zur freien Advokatur entſchließe. 
Zum Schluß heißt es in dem Aufſatze: 

„Die preußiſchen Rechtsanwälte ſind als wirkliche 
Staatsdiener anzuſehen; hierüber kann kein Zweifel 
fein, denn der Auh.⸗§ 462 zu § 3, Tit. 7, Th. III. A. 
G.⸗O. ſchreibt es ausdrücklich vor. Ob fie für Staats⸗ 
beamte zu erachten, iſt ſtreitig, v. Rönne verneint es 
(ſ. ſein Stabtsrecht Bd. II, S. 438, Anm. 5). Da⸗ 
gegen iſt in zahlreichen Erkenntniſſen der Disciplinar⸗ 
höfe in Unterſuchungen wegen Agitation gegen die be⸗ 
ſtehende Regierung und in Beſcheiden der vorgeſetzten 
Dienſtbehörden auf ergangene Anfragen das Gegen⸗ 
theil angenommen worden. Insbeſondere iſt der 
Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 2. März 1851, 
wonach für Staatsbeamte die Genehmigung der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde nicht blos zur Uebernahme ei⸗ 
nes beſoldeten oder unbeſoldeten Amtes in einer Ge⸗ 
meindeverwaltung, ſondern auch zur Annahme der 
Wahl als Gemeindeverordneten erforderlich ſein soll, 
auch auf Rechtsanwälte für anwendbar erachtet worden. 

„Es ſoll hier nicht erörtert werden, inwiefern 
dieſe Auffaffung nach Lage der beſtehenden Geſetzgebung 
begründet ſei, de lege ferenda aber wird man den 
Wunſch nach einer Aenderung dieſes Verhältniſſes für 
durchaus berechtigt erachten: müſſen. Es iſt nicht zu 
leugnen, daß die ſnenge Auffaſſung des Anwalts als 
Beamter ihn in gewiſſe Conflicte mit ſeiner ſonſtigen 
Stellung bringt. Der Anwalt nimmt, im Gegenſatze 
zu den meiſten anderen Beamten, eine Parteiſtellung 
ein. Er ſoll, wer auch der Gegner ſei, einem Jeden 


Heranziehung von zwei Hülfsarbeitern zur altländiſchen 
Abtheilung rechtfertigt, das iſt uns unerſichtlich. — 
Von anderer Seite ſchreiht man dem genannten Blatte: 
„Die hin und wieder auftauchende Anſicht, es könnten 
die Meinungsſchwankungen über die ſogenannten Er⸗ 
wägungsgründe noch dahin führen, daß die Angelegen⸗ 
heit vor die zum Plenum vereinigten geſammten 
Senate des Obertribunals käme, und hier ſchließlich 
eine andere Entſcheidung als bei den vereinigten Ab⸗ 
theilungen des Kriminalſenats fände, geht offenbar von 
der ſanguiniſchen Anſicht aus, daß es mehr da⸗ 
rauf ankomme, warum als wie entſchieden werde. 
Aus Verlegenheit um Gründe wird aber die Ma⸗ 
jorität auf ihre eigenthümliche Auslegung des Ar⸗ 
tikels 84 der Verfaſſung gewiß nicht verzichten.“ 
Dem „Alt. Merkur“ iſt aus angeblich zuverläſſiger 
Quelle die Nachricht zugegangen, „in dieſen Tagen bei 
der ſchleswigſchen Regierung direkt aus dem Kabinet 
des Königs von Preußen eine Proklamation an 
die Schleswig-Holſteiner eingetroffen ſei, die 
vorläufig exit zur Kenntniß der verſchiedenen Behörden 
des Landes gebracht ſein ſoll. Gedachte Proklamation 
fordert das ſchleswigſche und holſteiniſche Volk zu 
einer Perſonalunion auf, und werden demſelben in 
dieſem Falle vom König von Preußen ſeine altherkömm⸗ 
lichen Rechte und Inſtitutionen, ſein eigenes Beamten⸗ 
weſen, Herr, Finanzen u. ſ. w. garantirt. Für den 
Fall des Nichteingehens auf das Anerbieten werden 
andere Maßnahmen in Ausſicht geſtellt.“ Die „Nordd. 
A. Z.“ erklärt dieſe Nachricht in halboffizieller Weiſe 
für eine „Erfindung, die offenbar deshalb in Umlauf 
geſetzt werde, um in Schleswig ⸗ Holſtein von vorn 
herein eine Agitation gegen das Projekt einer Perſo⸗ 
nalunion zwiſchen Preußen und den Herzogthümern 
hervorrufen zu können.“ . 

— Der „Weſerzeitung“ wird von hier geſchrieben: 
„Wir wiſſen nicht, ob der Herr Juſtizminiſter beabſich⸗ 
tigt, auch bei der Schlußberathung des Hoverbeckſſchen 
Antrages nähere Auskunft über den Beſchluß des 
Sbertribunals vom 29. Januar zu verweigern, mit 
der Anführung, er habe noch keine amtliche Mitthei⸗ 
lung über denſelben erhalten. Freilich liegt auch im 
gewöhnlichen Geſchäftsgange keinerlei Grund vor, de 


mit ſeinem Rathe zur Seite ſtehen; er ſoll, wie es in 
der A. G.⸗O. heißt, ſeine Aſſiſtenz aus Menſchenfurcht 
oder anderen Nebenrückſichten Niemandem verſagen. 
Schon dieſer Parteiſtellung halber hat die oppoſitio⸗ 
nelle Thätigkeit eines Anwalts doch noch einen andexen 
Charakter, als die eines andern Beamten. Für deuje⸗ 
nigen, der mit ſeiner ganzen Thätigkeit auf den Par⸗ 
teiſtandpunkt gewieſen iſt, der gewöhnt iſt, von dieſem 
Standpunkt aus Anderen zu ihrem Rechte zu verhel⸗ 
fen, liegt es ſehr nahe, auch da eintreten zu wollen, 
wo er dies zu Wahrung oder Wiederherſtellung des 
Rechtes der Geſammtheit für geboten erachtet. Abge⸗ 
ſehen davon kommen auch Fälle vor, wo die Gren⸗ 
zen eines kräftigen Auftretens für die Rechte Dritter 
auf Anrufen derſelben und der Oppoſition gegen Maß⸗ 
regeln der beſtehenden Regierung nur ſchwer erkennbar 
ſind. Was aber die Frage betrifft, ob der Anwalt 
zur Uebernahme eines Amtes als Gemeindevexordneter 
der höheren Genehmigung bedürfen ſoll, ſo iſt nicht 
in Abrede zu ſtellen, daß es für Denjenigen, der vermöge 
ſeines Amtes der tägliche Rathgeber des Publikums 
iſt, ein peinliches Gefühl ſein muß, wenn er, berufen 
zu dem Ehrenamte eines Vertreters und Rathgebers 
ſeiner Mitbürger in den wichtigſten Angelegenheiten der 
nun nicht frei und ſelbſtſtändig darüber 
ob er dieſes Mandat zu überneh⸗ 


errn Juſtizminiſter direkt von dem Beſchluſſe in 
enntniß zu Then. Es ſcheint aber gut, hervorzuheben, 
daß die Verweiſung des auf die Frentzel⸗Tweſten'ſche 
Angelegenheit bezüglichen Antrages des General⸗Staats⸗ 
Anwalts an die vereinigten Senate für Strafſachen 
„mit Genehmigung des königl. Juſtizminiſters“ erfolgt 
iſt. — Die Behauptung der „Köln. Ztg.“ es beſtehe 
eine große Uneinigkeit hinſichtlich der Begründung des 
Beſchluſſes, iſt, ſo auffällig dieſelbe auf den erſten 
Blick ſcheint, thatſächlich richtig. Daß ſolche Verlegen⸗ 
eiten eintreten können, beruht auf der beim Obertri⸗ 
bunal en Praxis, daß mit Ausnahme der 
Anträge der Staatsanwaltſchaft und des Referenten 
in der Diskuſſion ſelbſt keine motivirten Anträge ge⸗ 
ſtellt werden. Jedes Mitglied des Kollegiums ent⸗ 
wickelt, ſo wie es ſich zum Worte gemeldet hat, ſeine 
Anſicht, und ſo kann es recht gut dahin kommen, daß 
bei der ſchließlichen Abſtimmung mehrere Votanten 
aus verſchiedenen Gründen für oder gegen den vorlie⸗ 
genden Antrag ſtimmen. Die Formulirung und Be⸗ 
gründung des N liegt alsdann dem Referenten 
ob, wenn derſelbe zur Majorität gehört (in dieſem 
Dr alſo nicht der zur Minorität ſtehende Herr von 
eckendorf): ſonſt aber einem zu defignivenden Mitgliede 
der Majorität. Der Entwurf zirkulirt olsdann bei 
den Mitgliedern des Kollegiums, welche bexechtigt ſind, 
ihre abweichenden Motive anzugeben. Es iſt dann 
schließlich Sache des mit der Abfaſſung und Begrün⸗ 
dung des Beſchluſſes Beauftragten, aus dieſen, im 
vorliegenden Falle höchſt inkongruenten Materialien 
ein Ganzes a konſtruiren. Wir glauben gern, daß 
unter dieſen Umſtänden die Begründung des Beſchluſ⸗ 
ſes, deſſen Wortlaut die juriftifche und politiſche Welt 
mit begreiflicher Spannung entgegenſieht, kein Kinder⸗ 
ſpiel iſt. Leider aber iſt die von der „Köln. Zeitung“ 
angedeutete Möglichkeit, daß bei einer fernexen Bera⸗ 
thung über die Begründung ein entgegengelebter Be⸗ 
ſchluß zu — — komme, durch den Geſchäftsgang des 
Obertribunals ausg 1 In der Sitzung vom 
29. Januar iſt die Abftimmmng erfolgt und publieirt, 
die Verhandlung alſo geſchloſſen; eine nochmalige Ab⸗ 
ſtimmung in dieſer ſpeciellen Frage iſt alſo pure Un⸗ 
möglichkeit.“ 


— Der Conſtitutionalismus macht im Lande 
Lauenburg ohne Schonung ſeiner Eigenthümlichkeiten 
bösartige Fortſchritte. Am 3. trat dort der „Landtag“ 
zuſammen und ſchon am 5. konnte die „Lauenb. Ztg.“ 
melden, daß der Antrag des Abg. Bauernvogt Tbölke, 
auf Bewilligung von Diäten an die Abgeordneten, mit 
9 gegen 8 Stimmen angenommen worden ſei. Man 
iſt dort nun auch der Einführung von Stellvertretungs⸗ 
koſten gewärtig. 


— Graf Bismarck ſoll, wie in Marienburg ver⸗ 
lautet, die durch den Tod des Hrn. v. Auerswald er⸗ 
Schoſſes erbalt . dab rafen des dortigen 

) erbalten haben. Das Amt ift eine Sinecure, 
galt deshalb bisher als Ruhepoſten. 95 


Für den verſtorbenen Regierungs⸗Präſidenten v. 
Schleinitz zu Trier ſoll Hr. v. Viebahn, bisher zu 
Oppeln, der Nachfolger werden. Zugleich hört die 
„Rhein. Ztg.“, daß der Reg.⸗Präſident v. Kamptz in 
Königsberg feinen bisherigen Wirkungskreis mit einem 
andern vertaufchen möchte, und daß dieſem Wunſche 
an maßgebender Stelle die Anſicht zu Hilfe komme, 
es ſei geboten, in den weſtlichen Provinzen die Leitung 
der Bezirksregierungen in ſolche Hände zu bringen, 
welche in wahrhaft „Preußiſchem“ Sinne zu verwalten 
verftänden. Sollte dieſe Erwägung den Ausſchlag ge⸗ 
ben, fo dürfte auch wohl bei einigen andern Bezirksre⸗ 
gierungen ein Wechſel im Präſidium eintreten. Ande⸗ 
rerſeits wird für die Ueberſiedelung des Herrn von 
Viebahn geltend gemacht, daß Prinz Hohenlohe in 
Oppeln Reg.⸗Präſident werden ſolle. 


— Die minifterielle „Provinzial-Correſpondenz“ 
u folgende Notizen: Das Abgeordnetenhaus 
dürfte — Gelegenheit haben, über ſeine Stellung 
ur Herzogthümerfxage ſich beſtimmt und ohne Um⸗ 
chweife auszuſprechen. Bezüglich der bevorſtehenden 

ebatte, betr. den Ober⸗Tribunals⸗Entſcheid, ſagt die 
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aufhört, Staatsdiener zu ſein. Es iſt dies kein extre⸗ 
mes Verlangen, vielmehr geht daſſelbe unſerer Mei⸗ 
nung nach aus einer richtigen Auffaſſung des Fürſpre⸗ 
cheramtes, welches ohne dieſe Freiheit wahrhaft nicht 
gedeihen kann, von ſelbſt hervor. Alſo Freigebung 
der Advokatur und Aufhören der Staatsdie— 
nerſchaft der Anwälte, das ſind die Ziele, welche 
der preußiſche Anwaltſtand zu verfolgen hat! Wer fie 
feſt ins Auge faßt, für den haben Vorſchläge, wie der 
vorſtehend beſprochene, keinen Boden mehr.“ 


[Geſetzliche Verbürgungen der Redefrei— 
heit in Volksvertretungen.] Artikel der nord⸗ 
amerikaniſchen Conförderation vom 9. Juli 1778. Ar⸗ 
tikel V. §S 5. „Die Freiheit der Rede und Debatte 
im Congreß ſoll an keinem Gerichtshofe oder Orte 
außerhalb des Congreſſes einer Anklage unterworfen, 
noch in Frage geſtellt werden.“ 

Verfaſſung der Vereinigten Staaten vom 17. Sep⸗ 
tember 1787. Section 6. „Die Senatoren und Re⸗ 
präſentanten ſollen nicht an irgend einem Anderen Orte 
wegen ihrer Reden oder Streitigkeiten in einem von 
beiden Häuſern belangt werden können.“ 

CEngliſche Akte vom 13. Febrnar 1689, welche die 


„Prov.⸗Corr.“: Die geſetzgebende Gewalt der Häuſer 
des Landtags ebenſowenig wie die Krone dürfen in die 
Richtergewalt eingreifen. Es wäre geradezu ein revo⸗ 
lutionäres Beginnen und verhängnißvolles Beiſpiel 
von Auflehnung gegen die durch die Verfaſſung geord⸗ 
neten Gewalten. Ferner: Die Vorgänge in Holſtein 
haben Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
hervorgerufen. Das Wiener Cabinet mißbilligt die 
dortigen Vorgänge entſchieden. . N 

— Selbſt Regſerungsorgane, wie die „Weimariſche 
Ztg.“, ſprechen mit 1 ee über die 
Obertribunals⸗Entſcheidung. Das offizielle Blatt der 
weimarſchen Regierung iſt ſchließlich der Anſicht, daß 
„die Saat vom 29. Januar zu einer Niederlage für 
die Regierung heranreifen dürfte.“ J 

— Am 4. d. M. überbrachte eine Deputation von 
25 Herren, Abgeſandte aus 47 Städten Weſtfalens 
und der Rheinprovinz, dem Herrn Claſſen⸗Kappelmann 
in Köln ein Ehrengeſchenk, beſtehend in einer aus 
ediegenem Silber gegoffenen Statuette E. M. 
Arndts. Die Figur, 21 Zoll hoch, nach dem Aſin⸗ 
ger'ſchen Original, welches im Sommer zu Bonn auf⸗ 
geſtellt wurde gegoſſen und eiſelirt von dem berühm⸗ 
ten Berliner Medailleur Mertens, ſteht auf einem 
Piedeſtal von ſchleſiſchem Marmor; die Statuette, aus 
mattem Milber mit leichtem Oxyd, iſt ein vollendetes 
Kunſtwerk. 


Hannover. Georg V. von Hannover 


Köni 


hat wieder eine Welfen-Rede vom Stapel 0 und 


zwar an die (obrigkeitlich zuſammengebrachten) Depu⸗ 
tationen aus Uchte, Freudenberg und ven welche 
die Adreſſen auf Anlaß der 5ojährigen Vereinigung 
dieſer vormals Heſſiſchen Landestheile mit der Krone 
Hannover am 31. Januar überreichten. Die Rede iſt 
ungeheuer anſpruchslos. Es heißt in derſelben: „Bit⸗ 
ten wir vereint, daß es dem N gefallen möge, 
dieſe Landestheile mit dem alten Welfenſtamme und 
einer Krone im Mannesgeſchlecht immer (immer? ein 
rommer Wunſch, gegen den wir aber Manches einzu⸗ 
wenden haben, und mit uns — die Geſchichte!) ver⸗ 
woben bleiben und fortbeſtehen zu laſſen; und daß von 
Geſchlecht zu Geſchlecht die Herrſcher den Unterthanen 
neue Wohlthaten e und die Unterthanen von 
eſchlecht zu Geſchlecht den Herrſchern für neue Seg⸗ 
nungen danken mögen, wie Ihr jetzt und Eure Lands⸗ 
leute in den übrigen Landestheilen den Dank Mir 
dargebracht habt für die Wohlthaten, die Mein Groß⸗ 
vater, Meine Oheime Georg IV. und Wilhelm IV., 
und Mein in Gott ruhender Königlicher Vater Euch 
geſpendet. Ich hoffe; daß es Mir gelungen ſein möge, 
in gleichem Maße Euch Wohlthaten zu verleihen, und 
es Mir vergönnt ſein möge, in Zukunft in erhöhetem 
Maße Euch ſolche zu gewähren. Und mögen die kom⸗ 
menden Generationen fortfahren, ſolche Wohlthaten 
dankbar anzuerkennen.“ Es wäre wohl billig, daß der 
König auch der Wohlthaten gedächte, welche das Volk 
ihm und ſeinen Vorgängern auf dem Throne een 
hat. Und bei den Wohlthaten, die dem Volke erwieſen 
find, iſt doch nicht zu vergeſſen, daß die Mittel zu ſol⸗ 
em Wohlthun aus dem Beſitze und der Arbeit des 
olkes ſelbſt genommen werden. 
Oenerreich. Die „N. Fr. Preſſe“ giebt in ei⸗ 
nem gutunterrichtet ausſehenden Artikel an, daß die 
Berufung Belcredi's und Meusdorfs nach Peſth wahr⸗ 
ſcheinlich eine Frage der auswärtigen Politik, als 
die Ungarische, zum Anlaß habe. „Letzte Depeſchen 
aus Berlin werden einen neuen Entſchluß des eſter⸗ 
reichiſchen Cabinets in Sachen der Elb 5 
zur Reife bringen,“ ſagt das Blatt und fügt hinzu: 
Kaschieren wird uns als eine faſt bedrohliche 
eſchildert. 
x Großbritannien. Das Parlament wurde a. 6, 
d. durch die Königin eröffnet. In der Vorrede heißt 
es; Die auswärtigen Beziehungen ſind erfreulich und 
befriedigend. Ich erblicke keinen Grund, irgend welche 
Störung des allgemeinen Friedens zu beſorgen. Die 
Zuſammenkunft der franzöſiſchen und engliſchen Flotten 
beförderte die Freundſchaft beider Nationen und zeigte 
der Welt deren Uebereinſtimmung zur Förderung des 
ines 8 Ich freue mich, daß Amerika die Schäden 
eines Bürgerkrieges heilt. Ich hoffe zuverſichtlich auf 


Rechte und Freiheiten der Unterthanen u. ſ. w. erklärt. 
Es wird zugeſichert: 9. „daß die Freiheit zu ſprechen 
und die Debatte und Verhandlungen im Parlament 
nicht gehindert oder Gegenſtand zu Unterſuchungen in 
irgend einem Gerichtshofe oder an einem andern Platze 
werden ſollen außerhalb des Parlaments.“ 

Grundgeſetz des Reiches Norwegen vom 4. No- 
vember 1814. § 66. — — — „auch können fie (die Ab- 
geordneten) nicht, außer von den Verſammlungen des 
Storthings zur Verantwottung wegen ihrer daſelbſt 
geäußerten Meinungen gezogen werden.“ 

Staatsverfaſſung des Königreichs Belgien vom 25. 
Februar 1831. § 44. „Kein Mitglied der einen oder 
andern Kammer kann gerichtlich verfolgt, oder zur Re⸗ 
chenſchaft füe feine Meinung und Stimme gezogen 
werden, die es in der Ausübung ſeiner Dienſtverrich⸗ 
tungen ausgeſprochen hat.“ 

Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat vom 
31. Jan. 1850. Artilel 84. „Sie (die Mitglieder bei- 
der Kammern) können für ihre Abſtimmungen in der 
Kammer niemals, für ihre darin ausgeſprochenen Mei⸗ 
nungen nur innerhalb der Kammer auf Grund der 
Geſchäfts⸗Ordnung zur Rechenſchaft gezogen werden.“ 

* e b 


„Dresd. Journ.“ nunmehr die neuen“ 
von zweierlei Schulen für das Königreich Polen vor; 


einen für beide Seiten ehrenvollen und befriedigenden 
Ausgleich des Confliets zwiſchen Spanien und Chili. 
Ich hoffe, daß der Handelsvertrag mit Oeſterreich bei⸗ 
den Staaten wichtige Vortheile bringen wird. — 
„Die Thronrede verheißt ferner die Vorlage von 
Bills, betreffend die Todesſtrafe, die Finanzkontrole 
und den Parlamentseid, und erwähnt ſchließlich die 
Parlamentsreform in ſehr sogen Ausdrücken. 

— Das Schreiben von Drouyn an den Franzöſ. 
Geſandten in London betreffs des Auslieferungs⸗ 
vertrages liegt jetzt vor und es läßt ſich kaum mehr 
fürchten, daß ſich das Engliſche Cabinet durch die Kün⸗ 
digung verleiten laſſen werde. Der Kern der Fran⸗ 
zöſiſchen Beſchwerden, alſo Wünſche liegt darin, daß 
die Engliſche Regierung hinfort jeden flüchtigen Fran⸗ 
zoſen ausliefern ſoll, der in Frankreich in contumaciam 
verurtheilt worden iſt. Ein den Engliſchen Behörden 
eingeſandter Verhaftsbefehl nebſt einer Abſchriht des 
richterlichen Urtheils ſoll dieſen zur Auslieferung ge⸗ 
nügen. das erhebt ſich das ſchwere Bedenken, daß 
dadurch das Nose Aſylrecht für politiſche Flücht⸗ 
linge zu einer Poſſe herabgewürdigt werden könnte. 
Wie leicht wäre es, irgend einen politiſchen Flüchtling 
wegen eines Civilhrechens in Frankreich anzuklagen und 
von Kaiſerlichen Gerichten in contumaciam verurtheilen 
zu laſſen! Wenn dies auch nicht — ſetzt die „Köln. 
Ztg.“ in gar rührender Unſchuld hinzu — die Abſicht 
der jetzigen Frauzöſiſchen Regierung ſein mag, wer 
bürgt für ihre Nachfolger? „England“ — ſo klagt die 
Depeſche — „will ſelbſt die Verurtheilten nicht ohne 
eigene Prüfung e e Ganz natürlich nicht, da 
es an dem Grundſatz feſthält, daß es nur ſolche Per⸗ 
ſonen der Wohlthat der perſönlichen Freiheit auf Eng⸗ 
liſchem Boden berauben darf, die vor einem Engliſchen 
Richter ſchuldbelaſtet oder doch höchſt verdächtig erſchei⸗ 
nen würden. Worauf man in den Tuillerien losſteu⸗ 
exte, wird immer handgreiflicher: Mazzini und Ledru 
Rollin find beide veructheilt in Paris, in contumaciam 
blos, ohne contradictoxiſche Verhandlung, ohne Ver⸗ 
theidigung ; gleichviel: Franzöſiſche Competenz, Franzö⸗ 
ſiſches Verfa hren, Franzsſiſcher Spruch und, wohl zu 
bemerken, Franzöſiſche Qualifikation ihrer Vergehen 
als nicht politiſch ſollten England genügen, um ſie ih⸗ 
rem „natürlichen Richter“ zu überhändigen! Weil die 
angle Regierung dieſe Logik nicht überzeugend 
7 „hat man ihr aufgekündigt und ſich in den 
Mantel philantropiſcher Entrüſtung gehüllt. 
Stets dieſelbe Taktik: „Wie ich die Kinder taufe, ſo 
heißen ſie,“ läßt Zſchokle in ſeinen „Puritanern“ einen 
feiner Helden Jagen. 

Nuſiland. Es liegen uns e man dem 
Organiſgtionspläne 


von den Polniſchen und denjenigen Ruſſiſchen nämlich, 
die die Rutheniſche Bevölkerung beſtimmt ſind. Sie 
weichen in mehreren Beziehungen ab von den Plänen 
des Ükaſes vom 11. September 1864, welche merkwür⸗ 
diger Weiſe noch gar nicht zur Anwendung gekommen 
um Die jetzigen Pläne gehen in der Richtung der 
uſſifieirungsverſuche um ein Erhebliches wei⸗ 
ter, als ihre eben erwähnten Bong a So z. B. 
it in dem Plane der Polniſchen Schulen deſtimmt, 
daß ein Theil der Lehrgegenſtände in ruſſiſcher Sprache 
vorgetragen werden ſoll. Es iſt nicht einzuſehen, wie 
die Schulkinder Gegenſtände in einer Sprache werden 
lernen können, die im Königreiche ſelbſt bei Exwachſe⸗ 
nen nur äußerſt Wenigen bekannt iſt. Der jährliche 
Gehaltsetat eines Polniſchen Gymnaſiums beträgt 
18,250 Rubel, der eines Ruſſiſchen (Rutheniſchen) hin⸗ 
ge en 22,450 Rubel. In letztern Schulen können die 
ehrer nur Ruſſen Griechiſcher Confeſſion fein. Eben 
o dürften in den Polniſchen Gymngſien Geſchichte und 
uſſiſche Lehrgegenſtände nur von Ruſſen vorgetragen 
werden. — Das Wilnaer amtliche Organ, die „Wiln. 
Nachr.“, enthalten folgendes Communiqués: „Aus ver⸗ 
ſchiedenen Städten wird berichtet, daß trotz des Ver⸗ 
botes, die Polniſche Sprache an Aushängeſchildern, in 
Rechnungen und in der Verkehrsſprgche zu gebrauchen, 
dieſe Sprache dennoch zu Brief-Adreſſen gebraucht wird. 
Die Polniſche Intrigue, wie ein Pole hierüber ſich wiz⸗ 
zig ausgedrückt hat, iſt einem Bandwurme gleich, fe 
wichſt immer wieder, fo lange ihr Kopf nicht vernich⸗ 
tet iſt. Die Polniſchen Adreſſen auf Briefen ſind eine 
Art Demonftration, die in Minſatur dieſelben 
rätenſionen ausdrücken für die Hesl der Polniſchen 
ationalität, wie die früheren revolutionären Demon⸗ 
ſtrationen. Da überdem von Ruſſiſchen Poſtbeamten, 
die hierher gekommen ſind, um Rußland und nicht um 
olen zu dienen, nicht verlangt werden kann, da ſie 
Polniſch lernen follen, jo entſtohen auch viele Schwie⸗ 
rigkeiten durch die Polniſchen Ares Sonach wird 
das Verbot der polniſchen Adreſſen nochmals ein⸗ 

geſchärft. 
— — EEE en 
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‚ Öraudenz, 5. Februar. (G. G.) Vor einiger 
Zeit kam in heiterer Geſellſchaft das Then Norda⸗ 
merika zur Sprache und man hob hervor, mit welcher 
Fele des dort ſelbſt feingebildete Männer in 
Fällen der Noth zu Berufsthätigkeiten eden, die man 
in Europa für Wala net halte und den ungebil⸗ 
deten Ständen überlaſſe. Was mich betrifft, bemerkte 
einer der anweſenden Herren, ich würde mich auch hier 
nicht bedenken, Holz zu hauen, wenn mir kein anderes 
Erwerbsmittel zu Gebote ſtände und ein anderer Herr 
ſtimmte ihm bei. Das bezweifle ich, rief ein Mitglied 
der Geſellſchaft, ich parire 50 Thlr. für das Mädchen⸗ 
waiſenhaus und gebe eine halbe Klafter Holz dazu, 
wenn Ihr dies Holz auf offener Straße klein macht. 
Die Wette wurde angenommen, und kürzlich haben die 
zwei Herren, welche ſonſt wohl nur die Feder als Hand⸗ 


werkszeug geführt haben, ihr Holz vor dem Waiſenhauſe 
kleingemacht und es abgetragen zum Triumphe des ge⸗ 
ſunden Verſtandes und zum Beſten des Waiſenhauſes, 
dem Holz und Geld wohl bekommen werden. 
Danzig, d. 6. Februar. Die Aelteſten der 
Kaufmannſchaft haben in ihrer am 31. v. M. ab⸗ 
ehaltenen Sitzung beſchloſſen, die Bewachung an der 
Bootsmannslake durch einen dort ſtationirten Schutz⸗ 
mann aufzugeben und über die künftig einzuführende 
Art der Bewahrung mit dem Magiſtrat in Unterhand⸗ 
lung zu treten. — In Folge einer Aufforderung der 
Breslauec Handelskammer, ſich einer von derſelben an 
den Handelsminiſter gerichteten Vorſtellung anzuſchlie⸗ 
en, welche gegen den Abſchluß eines Zollcartels mit 
Rußland gerichtet war, hatten die Aelteſten dieſe An⸗ 
gelegenheit einer Commiſſion zur Prüfung und Bericht⸗ 
erſtattung übergeben. Nachdem inzwiſchen öffentlich 
bekannt geworden, daß die Staatsregierung auf, den 
Abſchluß eines Cartels unter keinen Umſtänden einge⸗ 
hen werde, konnten die Aelteſten von einer Unterſtüz⸗ 
zung der Breslauer Fe Abſtand nehmen. 

— Den 7. d. Die geſtern Abend im Schützenhauſe 
attgefundene Wählerverſammlung war von ca. 1000 
jählern beſucht. Der große Saal und die Logen wa⸗ 

ren überfüllt. Es wurde zunächſt eine Adreſſe an das 
Abgeordnetenhaus, bete. den Beſchluß des Königlichen 
Sbertribunals, angenommen und ſodann ein Wahlco- 
mité ernannt, welches die in dieſem Jahre ſtattfinden⸗ 
den Wahlen zum Abgeordnetenhauſe vorbereiten und 
baldmöͤglichſt die zu dieſem Zweck erforderlichen Mittel 
aufbringen ſoll. 

— — 


Lokales 

gum Poſtverkehr. Nach offizieller Bekanntmachung 
des K. Poſtamts v. 7. d. ſollen nachbezeichnete Gegenſtände 
an ihre bier unbekannten Abſender zurückgegeben werden: 

1) Ein am 25. Januar cr. hier aufgelieferter Brief an 
Monſieur Stanislas Choderorski mit undeclaritten 4 Thlr. 
20 Sgr. in Gand (Gent). 

2) Eine am 22. ej. m, hier aufgelieferte Poft-Anmwei- 
ſung an Frau Henriette Walter in Magdeburg ad. 10 Thlr. 
(Abſender M. Krans). 

3) Ein am 3. ej. m. hier aufgeliefertes Packet an den 
Buchhalter W. Otto in Berlin, 7 Thlr. Werth und mit 
Poſt-Vorſchuß von gleichem Betrage. 

— Handelskammer. Heute, Freitag d. 9. d. Nachm. 3 
Uhr im Seſſtonszimmer des Magiſtrats Ergänzungswahl 
zur Handelskammer. 

— Verſammlung im Saale des Artushofes. Die Sen. 
ſation, welche der bekannte ſich gegen die durch Art. 84 der 
Verf. garantirte Redefreiheit der Landtagsmitglieder richtende 
Beſchluß des K. Ober⸗Tribunals in der Anklageſache gegen 
die Abgeordneten Tweſten und Frentzel erregt hat, gab auch 
hierorts Veranlaſſung dazu, daß eine Verſammlung zur Er- 
örterung und Verſtändigung über jenen Beſchluß einberufen 
wurde. Dieſelbe fand am Mittwoch d. 7. d. 8 Uhr Ab. 
im Saale des Artushofes ſtatt und hatten ſich zu derſelben 
über 200 Perſonen, in überwiegender Mehrzahl Gewerde- 
treibende, eingefunden. 

Die Anweſenden wählten Herrn G. Prowe zum Vor ⸗ 
ſitzenden, der einen kurzen Bericht über die Thätigkeit des 
Abgeordnetenhauſes in dieſer Seflion abftattete, dabei ſpeziell 
der Eröffnungsrede des Präſidenten Grabow gedachte, welche 
auf den Wunſch der Anweſenden vorgeleſen werden mußte. 
Herr Dr. Brohm hatte bei dieſer Gelegenheit die Güte mit- 
zutheilen, daß nach einem Briefe des Herrn G. Weeſe die 
(auch von uns in v. Num. mitgetheilte) Nachricht, der „Preu 
ßiſche Volksverein in Thorn“ hätte einen Proteſt gegen be. 
ſagte Antrittsrede dem Abgeordnetenhauſe zugeſchickt, auf ei- 
nem Irrthum beruhen müſſe, da weder ein folder Proteſt 
dem Abgeordnetenhauſe zugegangen ſei, noch hierorts nach 
Erkundigung bei der hieſigen Polizeibehörde der genannte 
Verein eziſtire. 

Demnächſt kam der vorgedachte Beſchluß zur Erörterung, 
über welchen Herr K. Marquart referirte. Derfelbe führte 
unächſt den Wortlaut des Art. 84 der Verf.-Urk. an, theilte 
— die Thatſachen mit, in Folge deren die Anklage gegen 
die Abgeordneten Tweſten und Frentzel erfolglos erhoben und 
jener Beſchluß des vereinigten Kriminal-Abtheilungen des K. 
Ober⸗Tribunals bewirkt wurden, und legte dann dar, wie 
unbedingt nothwendig die in allen Verfaſſungsſtaaten geſetz. 
lich garantirte Redefreiheit der Volksvertreter ſei. Zum Schluß 
feines Vortrages theilte der Genannte den Entwurf der nach 
5 Reſolution mit, welche der Vorſitzende darauf Ab. 

aß für Abſatz zur Berathung, reſp. Abſtimmung brachte. 
Ab Die Reſolution lautet: „Mit Bezug darauf, daß die 
neten hang en Tweſten und Frentzel wegen ihrer im Abgeord- 
d pn gehaltenen Reden auf unmittelbare Veranlaſſung 
er Organe der K. Staatsregierung zur gerichtlichen Verant- 
wortung gezogen find und das K. Obertribunal diefen An 
trägen der klaren Beſtimmung des Art. 84 der Verf. Urk. 
ungeachtet nachgegeben hat, erklären die hier Berſammelten: 

N Wenn es die Aufgabe der Juſtiz iſt, durch ihre 
Sprüche Demjenigen Ausdruck zu verleihen, was in dem un⸗ 
beſtechbaren Rechtsbewußtſein des Volkes lebt, ſo ſteht der 
Ausſpruch des K. Obertribunals mit dem klaren, einfachen 
und durch keine Auslegungskunſt zu beeinfluffenden Rechts 
bewußtſein des Volks in einem für immer unlösbaren Wie⸗ 
derſpruch. . 
der 2. Wir proteſtiren gegen jedes Vorgehen wider die in 
— von den Mitgliedern des K. Oberiribunals beſchwo⸗ 
welche Derfaffung verbürgte Redefreiheit unferer Abgeordneten, 
achten. wir für ein geheiligtes Recht des ganzen Volkes er- 

3) Sowie wir dem bisherigen Verhalten der Maiori- 
tät des erg dnetenghauſes durchweg Auftimmen, fo fd wir 
auch überzeugt, daß unſere Abgeordneten auch in Zutunft 
durch keinerlei Angriffe von der gewiſſenhaften Erfüllung ih 
rer Pflichten und der ſorgſamen Wahrung ihrer durch den 
Lid auf die Verfaſſung berbürgten Rechte ſich werden ab- 
wendig machen laſſen.“ 


Die Verſammlung ſtimmte der Reſolution ohne Wider. 
ſpruch zu; — die kleine Zahl der anweſenden Beamten ent- 
hielt ſich, ſoweit wir bemerkten, der Abſtimmung. 

Die Anweſenden erachteten es auf Anrathen des Herrn 
K. Marquart für zweckmaßig aus ihrer Mitte einen Ausſchuß 
zu wählen, welcher erſucht worden iſt, Verſammlungen zur 
Beſprechung politiſcher Fragen von Zeit zu Zeit nach ſeinem 
Ermeſſen einzuberufen. In den Aus ſchuß wurden gewählt 
die Herren: Kfm. J. Landecker, Kfm. C. Mallon, Liter. 
K. Marquart, Glaſerm. Orth, Kfm. G. Prowe und Kfm. H. 
Schwartz. 

Herr G. Prowe machte vor Schluß der Verf. noch Mit- 
theilungen über den Etat des Handels miniſteriums. 

Die Polizeibehörde vertrat Herr Polizei-Inſpektor Beyerle. 

— Polizeibericht. Vom 26. v. bis 4. d. Mis. find 10 
Diebſtähle und 2 Unterſchlagungen zur Feſtſtellung gekom⸗ 
men. 5 Bettler, 4 Trunkene, 2 Legitimationsloſe, 6 Dirnen, 
3 wegen Nichtbefolgung der Neiferoute und 2 wegen Ueber; 
tretung ihrer Freiheitsbeſchränkungen ſind zur Haft gebracht. 

Als gefunden ſind abgegeben: 2 Schlüſſel, 1 ſchwarze 
Blouſe und 2 angefangene Stickereien. 

252 Fremde ſind angemeldet. 

— Cheater. Am Sonnabend findet, wie wir ſo eben 
erfahren, im hieſigen Stadttheater eine Vorſtellung ſtatt, die 
für das geſammte Thorner Publikum ein beſonderes Inter 
eſſe haben dürfte, indem der Weltberühmte Kautſchuk. Mann 
Bonn, genannt „Petri Polli“, der ſich eines großen Rufes 
erfreut, auf ſeiner Durchreiſe nach Warſchau, einmal ſich in 
wunderbaren Productionen vorführen wird; es iſt anzuerfen- 
nen, daß die hieſige Direction einen ſo ſeltenen Gaſt, der nach 
allen in- nnd ausländiſchen Zeitungen fo großes Aufſehen 
erregt, wenn auch gegen hohes Honorar, gewonnen hat. 

— Lotterie. Bei der a. 6. d. angefangenen Ziehung 
der 2. Klaſſe 133. Königlicher Klaſſen- Lotterie fiel der Haupt- 
gewinn von 10,000 Thlr. auf Nr. 57,252. 

2 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen auf Nr. 3181 und 
77,846. 

1 Gewinn von 200 Thlru. fiel auf Nr. 62,224 und 6 
Gewinne zu 100 Thlr. fielen auf Nr. 43,822, 44,984, 
46,247, 88,880 und 93,682. 

Bei der a. 7. d. fortgeſetzten Ziehung fiel ein Gewinn 
von 4000 Thlr. auf Nr. 79,204. 

1 Gewinn von 2000 Thlru. auf Nr. 63,395. 

2 Gewinne zu 600 Thlr. fielen auf Nr. 57,944 und 
87,468. 

3 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 5000, 44,486 und 
55,670; und 2 Gewinne zu 100 Thlr. auf Nr. 67,322 und 
75,204. 


Induſtrie, Handel und Geſchäftsverkehr. 
Thorn, den 8. Februar. Es wurden nach Qualit 
und Gewicht bezahlt, für 
Weizen: Wiſpel geſund 56 —68 thlr. 
Weizen: Wiſpel Auswahl per 85 Pfd. 38—54 thlr. 
Roggen: Wiſpel 40 —42 thlr. 
Eben: Wiſpel grüne 42 44 thlr. 
Erbfen : weiße 43—45 thu. 
Erbſen: Wiſpel Futterwaare 38--40 thlr. 
Gerſte: Wiſpel große 27—34 thlr. 
Gerſte: Wiſpel kleine 2830 thlr. 
afer: Wiſpel 20 — 22 thlr. 
arttoffeln: Scheffel 11—13 fgr. 
utter: Pfund 8 ¼—9 fgr. 
er: Mandel 5 ¼—6 ſgr. 
Stroh: Schock 9 / — 10 thlr. 
Hen: Centner 22½ — 25 ſgr. 


Agio des Ruſſiſchen-Polniſchen Geldes. Polniſch- Pa. 
pier 128 ½½ pCt. Ruſſiſch⸗Papier 128 ¼ pCt. Klein ⸗Cou- 
rant 26 pCt. Groß-Courant 10—15 pCt. Alte Silberrubel 
88 ¼ pCt. Neue Silberrubel 5— / pCt. Alte Kopeken 
8—10 pCt. Neue Kopeken 18 pCt. 


— — — ͤ ꝗ—ͤö a Lan 
Amtliche Tages⸗Notizen 


Den 8. Februar. Temp. Wärme 2 Grad. Luftdruck 27 
Zoll 7 Strich Waſſerſtand 2 Fuß 11 Zoll 


Briefkaſten. 


Eingefandt. Gott bewahre mich vor meinen Freunden, mit 
meinen Feinden werde ich ſchon allein fertig ug” 


Inſerate. 


Ordentliche Sitzung der Stadtverordneten. 


Sonnabend, den 10. Nachm. 3 Uhr. 

Tagesordnung: 1) Wahl des Magiftrats- 
Dirigenten; — 2) Rechnung über die bei der 
Kämmerei ⸗Kaſſe mitverwalteten verſchiedenen De⸗ 
poſiten⸗Gelder p. 1864; — 3) Geſuch des Nacht⸗ 
wächters Sutrowski: — 4) Bedingungen zur 
Verpachtung der Weichſel⸗Fiſcherei bei Schmolln; 
— 5) Geſuch des botaniſchen Gartenvereins; — 
6) Anlage eines Brunnens links an der Liſſo⸗ 
miger-Chauffee; — 7) Geſuch des Schneiderge⸗ 
ſellen E. Hahn wegen Feilhalten ſelbſt gefertigter 
Waaren am Rathhauſe; — 8) Betriebsbericht 
der Gasanſtalt p. November 1865; — 9) Be⸗ 
dingungen zur Verpachtung der ae 1 und 2 
auf den ſtädt. Weichſelkämpen; — 10) Mitthei⸗ 
lung des Magiſtrats über die Beſetzung der 


Stelle des Lehrers Mysliwski durch den Lehrer 
Rob. Hirſch; — 11) Stundungsgeſuch der Frau 
Joh. Qtt; 12) ein Stundungsgeſuch; 13) Rech⸗ 
nung der Kämmerei⸗Forſt⸗Kaſſe p. 1864; 14) 
Licitations⸗Verhandlung zur Verpachtung der Zoll⸗ 
erhebung auf der Weichſelbrücke; — 15) Antrag 
der Gas- Deputation, wegen Bau eines kleinen 
Ofens ꝛc.; — 16) Geſuch des Chauſſee⸗Pächters 
Manowski; — 17) Bericht der Gas⸗Deputation 
p. Dezember 1864; — 18) Submiſſions⸗Bedin⸗ 
gungen zur Ausführung: a der Tiſchler- u. der 
Schloſſerarbeiten im neuen Bürgerſchulgebäude, b 
des Abbruchs der Baulichkeiten auf dem Grund» 
ſtück Altſt. Nr. 262, c) der Maurerarbeiten auf 
dem Grnndſtück Altſt 262; — 19) Antrag des 
Magiſtrats wegen proviforiiher Unterbringung 
von Klaſſen der Elem.⸗Knabenſchulen im Armen⸗ 
hauſe; — 20) ein Stundungsgeſuch. 
Thorn, den 8. Februar 1866. 
Der Vorſteher Kroll. 


Heute Nachmittag um 4½ 
Uhr entſchief ſanft unſere 
gute Mutter und Großmut⸗ 
ter die verwittwete Frau 
Dorothea Giese geb. Schulz 
in einem Alter von 80 Jah⸗ 
ren 1 Monat, was Ver⸗ 
wandten und Freunden be» 
trübt anzeigen 
Februar 1866. 

die Hinterbliebenen. 


Die Beerdigung findet Sonnabend 2 Uhr vom 
Trauerhauſe aus ſtatt. 


Für die bei dem Vegräßniß, des Kaufmann 
Hermann Wechsel bewieſene Theilnahme, ſagen 
hierdurch ihren innigſten Dank 
Br die Hinterbliebenen. 

Für die bewieſene Theilnahme bei der Beer- 
digung des Bäckermeiſters August Weickert ja» 
gen hiermit ihren herzlichen Dank 

die Hinterbliebenen. 


Sing- Verein. 


Sonnabend, den 10. d. Mts. Nachmittags 
3 Uhr in der Aula. Einübung der Frauenchöre, 
wozu ergebenſt einladet 
der Vorſtand. 


Weißzeug⸗Steppereien aller Art, fo wie 
Steppröcke, wattirte Kragen fertige ich ſchnell und 
ſauber an. 

Zur Frühjahrs ⸗Saiſon liegen bereits die 
neueſten Pariſer Façons vorräthig und können 
bei mir jederzeit angefertigt werden. 

Marie Breland. 


Die Elberfelder Hagel-Verſiche 
tungs-Geſellſchafi 


empfiehlt fi ven Herren Landwirthen unter Zur 
ſicherung feſter aber billiger Prämien, 
Der Agent 
M. Schirmer. 


Engliſche Schmiede⸗ und ſchleſiſche Wür⸗ 
fel⸗Steinkohlen offerire zu gleichen Preiſen mei⸗ 
ner Herren Concurrenten. 

Carl Spiller. 


Thorn 
Bäckerſtraße 245. 


Geſuch. 

Eine Stube nach vorne heraus, parterre 
oder im erſten Stock mit gutem Eingang wird 
in einer frequenten Straße Thorns zum guten 
Preiſe ſofort zu miethen geſucht. Gefl. Adreſſen 
mit genauer Angabe unter X. 10 in der Exped. 
dieſes Blattes. 


— — öZôA mn⁵ — —n 
Aerztliches Zeugniß. 

Der Unterfertigte bekundet hiermit, daß er 
ſich von der wehlthätigen Wirkung der Stollwerck. 
ſchen Bruſt⸗Bonbons bei catarrhalijcher Heiſerkeit 
und Luftröhren⸗Reizung theils durch eigenen Ge, 
brauch, theils durch Wahrnehmung an Patienten 
häufig überzeugt hat, und daß dieſelben als ein 
vortreffliches Hausmittel aller Empfehlung wür 


dig ſind. 
sr Haus, Königl. Bayr. Regierungs⸗ 


I 


Mocker, den 8. 


Dr. 


und Kreis⸗Medieinal⸗Rath, Ritter p. p. ꝛc. 


hat eine Lotterie oder Capitalien⸗Verlooſung den Betheiligten jo viele Chancen geboten, 


als das Kaiſerl. Königl. Oeſter. Staats⸗Anlehen vom Jahre 1864, welches mit 120 
Millionen 983,000 Gulden öſter. Währg eingetheilt in: 


20 Gewinne a fl. 250,000 
10 „ „„ 220,000 
60 5 „ „ 200,000 
81 „ „„ 150,000 
20 77 „ 1 50,000 
20 n „ „ 25,000 


0 u. ſ. w. bis zu fl. 135, die aber jedes Lros ſicher gewinnen muß, zurückbezahlt wird. 
3 De Nächſte Ziehung am 1. März 1866 = 
für welche das unterzeichnete Handlungshaus Certificate 

\ 1 Stück für fl. 3. 30 kr. oder Thlr. 2. — Sgr. 

5 * n * 15. 7 * "” [2 8. 7 ” 

ke . n ne. % 

gegen Frauko⸗Einſendung oder Einzahlung des Betrages bei jeder Poſtſtelle verſendet; auch 
9 kann der Betrag auf Verlangen nachgenommen werden. 

Frankfurt am Main. 


C. Stein, Ziegelgaſſe 22. 


NB. Es handelt ſich hier nicht um ein ſogenanntes Promeſſenſpiel, wobei man nur 

ein Original⸗Obligationslos gewinnen kann, vielmehr fpielen die Betheiligten mit Serie und 8 
Nummer direet auf den Geldgewinn und ſteht es ihnen auch jederzeit frei, die Obligations 
O riginal-Leoſe, auf die ihr Certificat lautet, bei mir einſehen zu laſſen. 8 


eee 
N EN 
ARE EEE: 


Sn Be BE 


Per ½ Fl. 20 Sgr., per ½ Fl. 
10 Sgr. gi 


Immer mehr Anerkennungen 
findet 


unſer 
Eau de Cologne philo- 
come (Kölniſches Haarwaſſer), 
bekannt unter dem Namen Moras' haar⸗ 
ſtärkendes Mittel. 
A. Morus & Camp., 
Köln am Rhein. 
Alt tt e ſt. 


Um mein Haar, das in letzter Zeit 


| Eine neue Sendung beſter Qualität Parafin⸗ 
| und Stearinkerzen erhielt und verkauft von heute 


Tertia à 5˙½ Sgr., Secunda à 
7 Sgr., Prima as Sgr. pro 
Pack. Auf Secunda und Prima 
gebe bei Abnahme & 25 Pack 
50% und à 50 Pack 10˙% Rabatt. 
Wolff H. Kalischer. 


Grosse Auction 


von Oelgemälden! 

Dem geehrten Publikum die ergebene An⸗ 

zeige, daß ich 
Montag den 12. d. Mts. 

von Morgens 11 Uhr an, eine große Sammlung 
von ſehr ſchönen neuen Oelgemälden aus der 
Düſſeldorfer Schule 

im Saale des Artushofes 
verſteigern werde. Die Oelgemälde, in jedem 
Genre vertreten, ſind mit eleganten Goldrahmen 
verſehen und Sonntag den 11. Februar von 
Morgens 10 bis 3 Uhr Nachmittags zur Anſicht 
ausgeſtellt. 


auszufallen begann, wieder zu kräftigen, 
wandte ich die verſchiedenſten Mittel an, 
welche aber ohne alle Wirkung blieben. Je⸗ 
doch die Eſſenz Eau de Cologne philocome 
(Kölniſches Haarwaſſer) der Herren Moras 
& Comp., zu der ich zuletzt meine Zuflucht 
nahm, brachte mir Hülfe und bezenge ich 
mit Vergnügen, daß ich dieſelbe mik dem 
größten Erfolge gebraucht habe und jedem 
Haarleidenden unbedingt auempfehlen kann. 
öln. Otto Bauer. 
Echt zu haben: in Thorn bei Ernst 
Lambeck; in Bromberg bei Hegewald jun. 
in Strasburg bei C. A. Koehler; in 
Graudenz bei Julius Gaebel; in Er] 


Max Rypinski, Auctionator. 
BIIOTTRPHROTOG 
5 Nur bis zum 15. 8 

gebruar 8 
D dauert der Aus verkauf von Weiß- 

2 waaren, feinen Stickereien, 2. 

rein leinenen Taſchentüchern, 

Netzen, Hauben, Hlouſen, 

3 Sohleiern, Shlipſen, tulpen- 
garniluren u. a. 

8 im Hauſe des Herrn Herr-: 

D 


ſen bei Jonas Alexander. 


1 u 


Bergmann's Barterzeugungstinctur, 
unftreitig ſicherſtes Mittel, binnen kürzeſter 
Zeit bei ſelbſt nach jungen Leuten einen 
ſtarken und kräftigen Bartwuchs hervorzu⸗ 
rufen, empfiehlt a Flac. 10 u. 15 Sgr. 
C. W. Klapp. 
Altſtädt. Markt neben der Poſt 


Der Bockverkauf aus es5E” 
der hieſigen Negretti⸗ BEEP 
RD re te beginnt ie 
am 17. Februar. Neuhoff bei Culmsee. 
Feinſtes Wiener Auszug⸗Weizenmehl, ½ Ctr. 
En a 15 1 Sgr. 80 Pf., 5 80 a 
ID. gr. „der Ctr. mit lr. Hi 
das Quart 2½ Sgr. lr. Hirſe 


0 


9 


mann Elkan am Markt. 


eee 
— $. Landau Ende Februar ſchicke ich eine Sendung 
Hätige- Seift-Straße vis-ä-vis Schmied Krüger Strohhüte ‚um Moderniſtren, Wa⸗ 
„Beſtellungen auf Obiges unverſteuert wer⸗ ſchen und Färben. e ö 
deu daſelbſt nach außerhalb angenommen. 18 M. Stephan. 


Verantwortlicher Redatteur Geuſt Lambeck. — Druck und Verlag det Mathsbuchdruceerei. 


ME AUCTEON. BE 


Montag, den 12. d. Mts. Morgens 9 Uhr ſollen 
Heilige» Geift- Straße Nr. 201 im Haufe des 
Herrn v. Janiszewski verſchiedene Möbel, 
Wirthſchafts- und Küchengeräthe meiſtbietend ver⸗ 
kauft werden. 


Die amtliche Anwendung des Hoff'- 

ſchen Malzextrakt Geſundheitsbiers in 

in den Krankenhoſpitälern in Mar- 
ſ2eille. 


Die Verwalter der Hoſpitäler zu Marſeille 
haben beſchloſſen, das Hoff' ſche Malzeztrakt-Ge⸗ 
funpheitsbier auch bei ihren Kranken in Anwen⸗ 
dung treten zu laſſen. Herr de Maupas, der 
mit der Verwaltung „Departement des Bouches 
du Rhöne“ beauftragte Senator, ſchreibt in dieſer 
Beziehung unterm 28. September cr. aus Mare 
ſeille an das Hoff'ſche Generaldepot in Paris“) 
„— — Ich bitte Sie daher die betref- 
fende Sendung gefälligſtdirekt an deren 
Adreſſe „Hötel Dieu in Marſeille“ ge» 
langen zu laſſen.“ 

Le senateur, 
chargé de admin, du Dept. d. B. d. R. 
(signé) de Maupas. 
Prefecture des Bouches de Rhöne 
I. Division, I. Bureau, Marseille, 28. Sept. 1865. 


5) Wir erinnern daran, daß mit obiger 
Filiale des Hoflieferanten Herrn Jehann Hoff in 
Berlin das Kaiſerlich-Franzöſiſche Kriegsminiſte⸗ 
rium in Unterhandlung zu regelmäßiger Lieferung 
von Hoff ſchem Malzextrakt⸗Geſundheitsbier an 
die Militärhoſpitäler zu Paris getreten, und ſchließ⸗ 
lich der Fabrikant ſelbſt dahin beauftragt worden 
iſt, einen feſten Lieferungs-Kontrakt abzuſchließen. 
Die nach geſchehenem Kontraktsabſchluß in groß⸗ 
artigem Maßſtabe erfolgten Transporte erwieſen 
ſich als ſehr wohlthätig für die kranken Hoſpita⸗ 
liten und anderer Heilanſtalten, ſind dem Beiſpiele 
der Militairhoſpitäler nachgefolgt. 

Niederlage in Thorn bei 
H. Findeisen. 


Oelgemälde. 

Es hat ſich mir eine Gelegenheit geboten 

4 große und ſchöne Oelgemälde mit brillan⸗ 

ten Rahmen von einem bekannten Maler 
zu gewinnen, welche ich ſehr bedeutend unter dem 
Kunſtwerth verkaufen kann. 

Sie ſind in meinem Geſchäftslokal zur Be⸗ 
ſichtigung aufgeſtellt, und mache ich noch beſonders 
Kunſtliebhaber aufmerkſam, ſich dieſe Gelegenheit 
nicht vorbei gehen zu laſſen. 

C. W. Klapp. 
Altſtädt. Markt neben der Poſt 


Cotillon-Orden & Bonguets 


empfiehlt Moritz Rosenthal. 


nun vorzüglich 
Petroleum ſchün at 
9 Sgr. Adolph Leetz. 


—— — . —7 — ———ʒñ. 
n meinem Haufe Seegler⸗Str. 105 iſt bie. 
ganze Parterre⸗Gelegenheit vom 1. April d. 


J. zu vermiethen. 
J. H. Kalischer. 


2 elegante Läden in guter Lage, ſowie mehrere 
Wohnungen find Bäckerstraße 245 parterre zu 
erfragen. 
2 15 Wohnungen in der Breitenſtraße, eine in 
der Schülerſtraße hat zu vermiethen 
Schlesinger. 


— — — —— EEE 
Stadttheater in Thorn. 
Freitag, den 9. Februar. Zum erſten Male: 
Graupenmüller. Große Ausſtattungspoſſe mit 
Geſang, Tanz und Gruppirungen in 3 Akten 
und 8 Bildern von H. Salingre, Muſik von 


Boſſenberger. 
Die Direltion. 


